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ZEITGESPRAGH

sein werden. Aber wer kleine
Brötchen bäckt, steht in Gefahr,
nicht mehr als ein paar Krumen zu
gewinnen. Es geht ja auch nicht
allein um eine Entlastung für
Deutschland, sondern um eine
Straffung des Gemeinschafts-
haushalts und die Einführung an-
reizverträglicher Regeln. Die Ein-
führung einer wesentlich höheren
Selbstbeteiligung der Nutznießer
an den Kosten sollte daher beharr-
lich verfolgt werden.

Die kleineren Staaten werden
sich zweifellos gegen ein Berück-
sichtigung der Stimmengewichte
im Beitragstarif wenden. Wenn das
nicht durchzusetzen ist, dann soll-
te jedenfalls darauf gedrungen
werden, die Beiträge ausschließ-
lich nach den Anteilen am Brutto-
sozialprodukt der Gemeinschaft zu
bemessen. Das für sich genom-
men würde Deutschland um 1,9
Mrd. Euro bzw. 3,7 Mrd. DM entla-
sten. Das wäre mehr, als was bei

Rückgriff auf das Modell der vor-
herigen Bundesregierung einer
Kappung der Nettoposition zu
erreichen wäre (1 Mrd. Euro bzw.
1,9 Mrd. DM). Eine Kappungsregel
bringt nicht nur wenig, sie läßt vor
allem die kostenträchtigen Struk-
turen der Haushaltsgestaltung un-
angetastet. Aber darauf kommt es
an, nicht zuletzt auch deshalb, weil
jede Mark, die in Brüssel einge-
spart werden kann, Deutschland
um 15 Pfennige netto entlastet.

Karl von Wogau

Die zukünftige Finanzierung der EU:
Wird der deutsche Nettobeitrag vermindert?

Die bevorstehende Erweiterung
der Europäischen Union und

das Auslaufen der derzeitigen Fi-
nanzierungsregelung macht es
notwendig, die Finanzierung der
Union auf eine neue Grundlage zu
stellen. Die'dafür notwendigen
Entscheidungen müssen von den
Staats- und Regierungschefs bei
dem Gipfeltreffen in Berlin Ende
März gefällt werden. Anschließend
muß das Europäische Parlament
spätestens im Mai dazu Stellung
nehmen. Andernfalls wäre es nicht
möglich, diese Weichenstellung
noch, wie derzeit vorgesehen, un-
ter deutscher Präsidentschaft vor-
zunehmen.

Der Haushalt der Europäischen
Union hat derzeit einen Umfang
von 80 Mrd. Euro, also etwa 160
Mrd. DM. Das heißt, daß die Euro-
päische Union über beträchtliche
Mittel verfügt. Dennoch ist es in-
teressant, ihn mit den Haushalten
der größeren Mitgliedsländer der
Union zu vergleichen. Die öffent-
lichen Haushalte in Deutschland

haben einen Umfang von 900 Mrd.
DM. Aus vielen Diskussionen weiß
ich, daß die Größenordnung des
europäischen Haushaltes von vie-
len Bürgern in Deutschland über-
schätzt wird.

Im Gegensatz zu den Haushal-
ten von Bund, Ländern und Ge-
meinden besteht bei dem europäi-
schen Haushalt nicht die Möglich-
keit der Kreditfinanzierung. Dies
bedeutet, daß die Zielsetzungen
des Stabilitäts- und Wachstums-
paktes, der ausgeglichene Haus-
halte vorsieht, beim europäischen
Haushalt per definitionem bereits
verwirklicht sind.

, Finanziert wird der Haushalt der
Union über eigene Einnahmen.
Dabei handelt es sich um die Zölle
und Abschöpfungen, die nach ei-
nem Abzug von 10% für die Ver-
waltungskosten an die Union ab-
geführt werden, um einen Anteil am
Mehrwertsteueraufkommen und ei-
nen Beitrag der. Mitgliedsländer,
der nach dem Anteil des jeweiligen

Landes an dem gemeinschaft-
lichen Bruttosozialprodukt errech-
net wird.

Eigenmittel im engeren Sinne
sind allerdings nur die Zölle und
Abschöpfungen, deren Anteil an
der Finanzierung der Gemeinschaft
in den letzten Jahren laufend zu-
rückgegangen ist. Ihnen gegenüber
wird der Anteil der Mitgliedsländer
an der Mehrwertsteuer wie auch
der Beitrag nach dem Bruttosozial-
produkt zwar als eigene Einnahme
bezeichnet, in der Praxis werden
sie jedoch als Beiträge der Mit-
gliedsländer zum Haushalt der Eu-
ropäischen Union behandelt.

Etwa die Hälfte des Haushaltes
betrifft die Landwirtschaftspolitik
der Europäischen Union. Dies er-
gibt sich daraus, daß die Landwirt-
schaftspolitik die einzige ausga-
benwirksame Politik ist, die weit-
gehend auf die Europäische Union
übertragen wurde. Weitere Aus-
gaben betreffen die Strukturpoli-
tik, die Regionalpolitik, die For-
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schungspolitik und weitere Aufga-
benbereiche der Europäischen
Union.

Bei den Projekten, die von der
Europäischen Union gefördert wer-
den, macht man oft die Beobach-
tung, daß es sich um relativ kleine
Größenordnungen handelt. Hier
kann man sich fragen, ob das dem
Prinzip der Subsidiarität entspricht
und ob nicht oft die Verwaltungs-
kosten und der Aufwand für die Er-
stellung der Anträge dem Ergebnis
angemessen sind. Demgegenüber
finden sich Beiträge für europäi-
sche Großprojekte wie beispiels-
weise Airbus oder Ariane nicht im
europäischen Haushalt. Diese wer-
den über die nationalen Haushalte
finanziert. Bei der Reform der
Finanzierung der Europäischen
Union sollte man diesbezüglich
eine bessere Aufgabenteilung an-
streben.

Größere Beitragsgerechtigkeit
notwendig

In der Diskussion über die zu-
künftige Finanzierung der Europäi-
schen Gemeinschaft hat in den
letzten Jahren die Frage der Ange-
messenheitderjeweiligen Beiträge
eine zunehmende Bedeutung be-
kommen. Dies begann mit der
Haushaltspolitik von Margaret
Thatcher, die das Funktionieren
der Gemeinschaft so lange blok-
kierte, bis ihr die anderen Mit-
gliedsländer einen Rabatt zuge-
standen. Damals begann die Dis-
kussion über die Nettobeiträge an

die Europäische Union. Deutsch-
land konnte damals lediglich errei-
chen, daß wir an der Finanzierung
des sogenannte Briten-Rabattes
nicht voll beteiligt wurden. Damals
konnte man Deutschland noch
entgegenhalten, daß es, gemes-
sen an seinem Bruttosozialprodukt
pro Kopf, mit an der Spitze der
Länder der Europäischen Union
stand. Dies ist jedoch seit der
deutschen Einheit nicht mehr der
Fall.

Darum haben Helmut Kohl und
Theo Waigel schon bei dem Be-
ginn der Diskussionen über die zu-
künftige Finanzierung der Europäi-
schen Union darauf hingewiesen,
daß Deutschland zwar bereit sei,
weiter einen angemessenen Bei-
trag zu leisten, daß aber eine grö-
ßere Ausgewogenheit notwendig
sei. Es wird keineswegs bestritten,
daß die reicheren Länder in der
Europäischen Union gegenüber
den anderen einen Solidaritätsbei-
trag zu leisten haben. Es ist jedoch
nicht annehmbar, daß Mitglieds-
länder, deren Bruttosozialprodukt
pro Kopf der Bevölkerung höher
ist als das der Bundesrepublik
Deutschland, einen wesentlich ge-
ringeren Beitrag zahlen oder gar
Nettoempfänger sind.

Optionen einer Reform

Aufgrund dieser Initiative, die
auch von anderen Mitgliedslän-
dern unterstützt wurde, hat die Eu-
ropäische Kommission am 7. Ok-
tober 1998 einen Bericht über das

Funktionieren des Eigenmittelsy-
stems in der Europäischen Union
vorgelegt. Darin wird für Deutsch-
land 1997 eine Nettobelastung von
rund 11 Mrd. ECU ausgewiesen,
was einem Anteil von 0,6% des
deutschen Bruttosozialproduktes
entspricht. Gleichzeitig unterbrei-
tet die Europäische Kommission
Vorschläge, wie die Nettobela-
stung einzelner Mitgliedstaaten in
Zukunft angemessener gestaltet
werden kann.

In der Mitteilung der Kommis-
sion wird als mögliche Alternative
auch ein Vorschlag vorgestellt, der
vom Bundesfinanzministerium ent-
wickelt und von Deutschland ge-
meinsam mit den Niederlanden,
Schweden und Österreich in die
Verhandlungen eingebracht wur-
de. Diese zielt darauf ab, Nettobe-
lastungen einzelner Mitgliedstaa-
ten nur bis zu einem gewissen
Prozentsatz ihres Bruttosozialpro-
duktes hinzunehmen. Geht die
Nettobelastung darüber hinaus,
soll der überschießende Beitrag
zumindest teilweise von den übri-
gen Mitgliedstaaten ausgeglichen
werden. Die Kommission errechnet
bei diesem Modell für Deutschland
eine Nettoentlastung von annä-
hernd 2,7 Mrd. Euro im Jahr 1999.

Als weitere Möglichkeit wird
vorgeschlagen, daß der bisherige
Anteil der Union an der Mehrwert-
steuer durch Eigenmittel ersetzt
wird, die auf Basis des Bruttoso-
zialproduktes der Mitgliedstaaten
erhoben werden. Dies würde die

Vera Dietrich/Peter Franz/Ingrid Haschke/Gerhard Heimpold

Ansiedlungsförderung als Strategie der Regionalpolitik
Theoretische Grundlagen, instrumentelle Möglichkeiten und Grenzen
Die Studie gibt Antworten auf die Frage, was unternehmerische Standortentscheidungen prägt, welche förderpolitischen
Instrumente geeignet sind, die Standortwahl zu beeinflussen und wie es um die gesamtwirtschaftliche Effektivität und
Effizienz dieser Maßnahmen steht.
1998, 117 S., brosch., 38- DM, 277-öS, 35,50 sFr, ISBN 3-7890-5767-3
(Schriften des Instituts für Wirtschaftsforschung Halle, Bd. 1)

NOMOS Verlagsgesellschaft - 76520 Baden-Baden
76 WIRTSCHAFTSDIENST 1999/11



ZEITGESPRACH

Gerechtigkeit der Verteilung der
Bruttobeitragslasten erhöhen, für
die der Anteil der Mitgliedstaaten
am Bruttosozialprodukt der Ge-
meinschaft den sinnvollsten Maß-
stab darstellt. Deutschland wäre
hierdurch im Jahr 1997 um einen
Beitrag von rund 700 Mill. ECU
entlastet worden.

Die Abgeordneten der CDU/
CSU im Europäischen Parlament
haben sich bereits für eine weitere
Alternative ausgesprochen. Da-
nach sollen alle Beihilfen im Agrar-
bereich von einer nationalen bezie-
hungsweise regionalen Mitfinan-
zierung abhängig gemacht wer-
den. Dies ist auch aufgrund der
Erfahrung sinnvoll, daß Gelder
sehr viel sorgfältiger ausgegeben
werden, wenn der Empfänger ei-
nen Eigenbeitrag zu leisten hat. Da
Deutschland höhere Beiträge zu
den Agrarhilfen leistet, als an die
deutschen Landwirte zurückflie-
ßen, würde eine derartige Umfi-
nanzierung den deutschen Steuer-
zahler per saldo entlasten, ohne
das die Höhe der Beihilfen gesenkt
werden müßte. Für den Fall eines
Mitfinanzierungsanteils von 25%

am gesamten Beihilfevolumen er-
rechnet die Kommission eine Ent-
lastung für Deutschland von rund
700 Mill. Euro im Jahre 1999. Auch
für die übrigen stark belasteten
Nettozahler ergeben sich Einspa-
rungen.

Vorteile aus der
EU-Mitgliedschaft

- Bei den Verhandlungen über
den deutschen Nettobeitrag wer-
den allerdings auch die Vorteile
zu berücksichtigen sein, welche
Deutschland aufgrund seiner Mit-
gliedschaft in der Europäischen
Union zufließen. Dabei spreche ich
nicht über die Friedenssicherung,
denn dieser Vorteil kommt allen
Mitgliedsländern mit der Union in
gleicher Weise zugute. Das Ex-
portland Deutschland hat jedoch
auch wirtschaftliche Vorteile aus
der Europäischen Union. Nach wie
vor haben wir eine positive Han-
delsbilanz gegenüber den ande-
ren Mitgliedsländern. Zwar wäre
Deutschland wohl auch ohne die
Europäische Union aufgrund sei-
ner Wirtschaftskraft im Export
erfolgreich, man kann jedoch fest-

stellen, daß der Export innerhalb
der Europäischen Union in den
vergangenen Jahrzehnten stärker
gewachsen ist als die Exporte
nach Drittländern. Daraus kann
man einen „Unionsbonus" errech-
nen, der sich auch in einem erhöh-
ten Steueraufkommen in Deutsch-
land niederschlägt.

Beim Stand der Verhandlungen
vor dem Regierungswechsel konn-
te man realistischerweise davon
ausgehen, daß Deutschland eine
Verminderung seines Nettobeitra-
ges in der Größenordnung von et-
wa 4 Mrd. Euro (8 Mrd. DM) erzie-
len könnte. Allerdings wurden die-
se Verhandlungen zwar hart in der
Sache, aber etwas diplomatischer
geführt als die Eingangserklärun-
gen der neuen Bundesregierung
zu diesem Thema. Im Interesse
Deutschlands und der Europäi-
schen Union.ist zu hoffen, daß der
Bundesregierung in Berlin der
Spagat gelingt, einerseits die Ver-
handlungen zu einem erfolgrei-
chen Ergebnis zu führen und
gleichzeitig den deutschen Netto-
beitrag in dem angestrebten Um-
fang zurückzuführen.

Dietrich Dickertmann •

EU: Die Nettozahler- und Nettoempfänger-Positionen
auf dem Prüfstand

Im Dezember des vergangenen
Jahres legte der Wissenschaft-

liche Beirat beim Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Technolo-
gie eine Stellungnahme zur „Neu-
ordnung des Finanzierungssys-
tems der Europäischen Gemein-
schaft"1 vor. Darin greift der Beirat
eine Frage auf, die seit Mitte der

siebziger Jahre unter dem Kürzel
„Zahlmeister Deutschland" mit
wechselnder Intensität diskutiert
wird und welche nunmehr ange-
sichts knapper öffentlicher Kassen
sowie wachsender Aufgaben im
Rahmen der angestrebten Ost-
erweiterung der Europäischen
Union dringend einer Antwort

bedarf. Hintergrund der Ausarbei-
tung ist die von der Bundesre-

1 Vgl. dazu im einzelnen Wissenschaftlicher
Beirat beim Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie: Neuordnung des
Finanzierungssystems der Europäischen
Gemeinschaft, Stellungnahme vom 18./19.
Dezember 1998, Bonn 1998 (hektographier-
te Fassung; nachfolgend zitiert: Stellung-
nahme).
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